
 

A l l  r i g h t s  r es e rv ed  ©  Lo r en z  & Pa r tn e r s  2 02 5  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die unfreiwillige, aber steuerpflichtige  
Betriebsstätte im Ausland 

 
 

März 2025 
 

  Newsletter Nr. 222 (DE)  



Newsletter No. 193   (EN            

 

            

Newsletter Nr. 222 (DE) 

 © Lorenz & Partners März 2025 Seite 2 von 5 
 Tel.: +66 (0) 2–287 1882     E-Mail: info@lorenz-partners.com  

 
I. Einleitung                          

Plant ein Unternehmen im Ausland aktiv zu 
werden oder zu expandieren und dabei even-
tuell einen neuen Standort zu gründen, stellt 
sich die Frage, wie die neue Niederlassung 
rechtlich organisiert und in die Unterneh-
mensorganisation eingeordnet werden kann. 
Mit der Gründung einer Niederlassung oder 
auch nur mit einer zeitlich begrenzten Aus-
landsbetätigung des Stammhauses sind steu-
errechtliche Fragen verbunden, die je nach 
Unternehmensgestaltung, konkreter Betäti-
gung und tatsächlicher Dauer erheblich sind. 
Mögliche organisatorische Formen der Aus-
landsaktivität sind Direktgeschäfte, die Grün-
dung einer Tochterkapitalgesellschaft oder ei-
ner Tochterpersonengesellschaft, die Grün-
dung eines Repräsentanzbüros sowie die 
nachfolgend behandelte Betriebsstätte.  
 
Steuerrechtliche Probleme entstehen insbe-
sondere dann, wenn das Stammunternehmen 
im Ausland unter Umständen unfreiwillig 
einen Sachverhalt realisiert, der als steuer-
pflichtige Betriebsstätte zu qualifizieren ist. 
Grundsätzlich sind die Unternehmensge-
winne gänzlich dort zu versteuern, wo das 
Unternehmen seinen Sitz hat (Sitzstaat), 
selbst wenn das Unternehmen international 
tätig wird. Von diesen steuerrechtlichen 
Grundsätzen wird aber bei Vorliegen einer 
Betriebsstätte im Ausland eine Ausnahme ge-
macht: In diesem Fall steht dem Staat, in dem 
die Betriebsstätte ansässig ist (Betriebsstät-
tenstaat/ Quellenstaat), das Besteuerungs-
recht hinsichtlich des Betriebsstättengewinns 
zu. Die Existenz einer Betriebsstätte ent-
scheidet demnach über die Aufteilung der 
Gewinne zwischen Sitz- bzw. Quellenstaat 
und kann somit für die Steuerlast eines Un-
ternehmens von erheblicher Bedeutung sein. 

Diese kurze Übersicht dient als Leitfaden, 
welche Art von Tätigkeiten im Ausland zu 
vermeiden sind, um keine (unfreiwillige) aus-
ländische Besteuerung auszulösen. 
 

II. Nationale Regelungen und Dop-
pelbesteuerungsabkommen 

Im Allgemeinen existiert in fast allen Län-
dern, einschließlich Deutschland, China, 
Hongkong und Vietnam eine nationale Re-
gelung zur Besteuerung von Betriebsstätten 
am Ort der (faktischen) Geschäftsleitung 
bzw. der geschäftlichen Oberleitung. Der 
Ort der geschäftlichen Oberleitung befindet 
sich dort, wo sich in organisatorischer und 
wirtschaftlicher Hinsicht die wichtigste 
Stelle eines Unternehmens befindet, an der 
über eine gewisse Zeit hinweg die für die lau-
fende Geschäftsführung nötigen Maßnah-
men von einiger Wichtigkeit angeordnet und 
durchgeführt werden. Die Gewinne, die in 
diesem Land im Zusammenhang mit der dor-
tigen Geschäftsführung erzielt werden, sind 
dort auch entsprechend zu versteuern. Eine 
Betriebstätte entsteht an diesem Ort regelmä-
ßig ab dem ersten Tag der Ausübung der Tä-
tigkeit, wenn nicht der effektive Schutz eines 
Abkommens zur Vermeidung der Dop-
pelbesteuerung (DBA) besteht. 
 
Dabei gilt die Regel „substance over form“. 
Maßgeblich sind hiernach die tatsächlichen 
Verhältnisse, also wo die Geschäfte eines 
Unternehmens wirklich geführt werden und 
nicht die vertraglichen Vereinbarungen oder 
das rechtlich zwischen den Parteien gewollte. 
 
Ergibt sich aufgrund der nationalen Steuerge-
setzgebungen ein Konflikt, d.h. zwei Länder 
gehen jeweils von einem Besteuerungs- 
recht aus, greift man – soweit vorhanden – 
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auf ein Doppelbesteuerungsabkommen 
(„DBA“) zurück, um das Besteuerungs- 
recht für die Gewinne der Betriebsstätte  
(Permanent Establishment - PE) einem Land 
zuweisen zu können. DBA werden regelmä-
ßig nach einem von der OECD (Organisation 
for Economic Co-operation and Develop-
ment) entwickelten Musterabkommen (auch 
OECD-MA) abgeschlossen. Darüber hinaus 
orientiert sich die nationale gerichtliche Aus-
legung grundsätzlich an der aktuellen Kom-
mentierung zum OECD-MA (dynamische 
Auslegung). Meist ist in Art. 5 eines DBA ge-
regelt, wann eine steuerpflichtige Betriebs-
stätte in einem Vertragsstaat vorliegt.  
 

III. Die Kriterien im Überblick 
Die Kriterien für eine Betriebsstätte im nati-
onalen Recht und im Sinne eines DBA sind 
grundsätzlich zu trennen, lassen aber fol-
gende allgemeine Leitlinien erkennen: 
 

- Wenn die Geschäftstätigkeit des Un-
ternehmens aus Land A in Land B 
(durchgeführt von seinen Geschäfts-
führern/ Direktoren oder Mitarbei-
tern) einen wesentlichen Teil der 
Geschäftstätigkeit des Unternehmens 
in Land B ausmacht, ist von einer Be-
triebsstätte auszugehen.  

 
 Dazu gehören 
 

o die Festlegung und Durchsetzung 
der Unternehmensrichtlinien,  

 
o die Organisation des (gesamten) 

Unternehmens, 
 

o Einstellung von Personal,  
 

o Festlegung der Höhe der Gehälter,  
 

o Strukturierung von Geschäftsbe-
ziehungen mit Vertragspartnern,   

 
o Verhandlungen mit den Kreditge-

bern und sonstigen Vertragspart-
nern, 

o Entscheidungen in Steuerfragen, 
Buchhaltungskontrolle etc. 

 
- Eine Betriebsstätte wird auch ange-

nommen, wenn Management oder 
Mitarbeiter eines Unternehmens in 
Land A die Geschäftstätigkeit in 
Land B weitestgehend unabhängig 
betreiben, d.h. sie führen die Ge-
schäfte des Unternehmens in Land B 
ohne wesentliche Unterstützung der 
lokalen Mitarbeiter. 

 
- Der Faktor, der die Lokalisierung der 

Gewinne aus dem Handel mit Waren 
und Erzeugnissen zum größten Teil 
bestimmt und eine Betriebsstätte aus-
löst, ist in der Regel der Ort, an dem 
die Kauf- und Verkaufsverträge abge-
schlossen werden. „Abgeschlossen“ 
bedeutet nicht nur, dass die Verträge 
rechtsgültig unterschrieben werden. 
Der Begriff umfasst auch die Ver-
handlung, den Abschluss und die 
Ausführung auch nur einiger Best-
immungen der Verträge. Dies gilt 
auch unabhängig davon, ob die jewei-
ligen Mitarbeiter befugt sind, Ver-
träge im Namen des Unternehmens 
zu unterzeichnen oder nicht. 
 

- Immer größerer Bedeutung wird in 
Zukunft auch dem Ort der Wert-
schöpfung eines Unternehmens bei-
gemessen. Die wertschöpfungsorien-
tierte Besteuerung von multinationa-
len Unternehmen ist Ausfluss des 
BEPS-Projekts (Base Erosion and 
Profit Shifting - BEPS) der OECD, 
um eine gerechtere, weltweite Steuer-
verteilung zu erreichen. Demnach 
soll dort besteuert werden, wo der 
wirtschaftliche Mehrwert eines Un-
ternehmens geschaffen wird.  

 
Dies kann u.a. durch „significant 
people functions”, also wesentli-
chen Personalfunktionen erfolgen. 
Dort, wo die federführenden oder 
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vertretungsberechtigten Verantwort-
lichen eines Unternehmens (CEO, 
Direktoren, Geschäftsführer, Proku-
risten etc.) agieren, wird im Grund-
satz auch ein Großteil des Mehrwerts 
eines Unternehmens geschaffen. 
Häufige Entsendungen bzw. das Pri-
vileg der örtlichen Flexibilität von 
Führungspersonen hinsichtlich ihres 
Arbeitsortes, sind daher streng zu 
prüfen und steuerlich vorsichtig zu 
gestalten. 
  

Eine Betriebsstätte wird hingegen nach allge-
meiner Sicht nicht begründet, wenn die Tä-
tigkeit im anderen Land ausschließlich aus 
Hilfs- oder Vorbereitungsaktivitäten be-
steht, wie z.B. 
 

- Lagerhaltung (ggf. problematisch), 

- Ausstellungen,  

- Informationsbeschaffung,  

- Hilfe bei der Errichtung eines Büros, 

- Reparatur von Maschinen,  

- technischer Support, etc. 

 

IV. Baubetriebsstätte 
Eine Betriebsstätte wird nach den Regelun-

gen des Art. 5 Abs. 3 OECD MA durch eine 

Bauausführung oder Montage begründet, 

wenn diese Tätigkeit die Dauer von zwölf 

Monaten überschreitet (einzelne DBA ent-

halten abweichende Fristen, bspw. 6 Monate 

oder 180 Tage). Die Frist beginnt mit der 

Aufnahme der ersten Vorbereitungs- und 

Nebenarbeiten in dem Vertragsstaat, die dem 

Betrieb der Baustelle unmittelbar dienen. Sie 

endet mit dem Abschluss der der mangel-

freien Abnahme und Übergabe der Anlage an 

den Auftraggeber. 

 
V. Exkurs 

Deutschland ist Unterzeichnerstaat des 
Mehrseitigen Übereinkommens (Multilateral 
Instrument – MLI) der OECD. Durch dieses 
erfolgt eine quasi automatische Anpassung 

der durch Deutschland unterzeichneten 
DBA, soweit der jeweilige Vertragsstaat eine 
übereinstimmende Auswahl der Anpassun-
gen vorgenommen hat (sog. matching). Bezüg-
lich Art. 5 der deutschen DBA hat Deutsch-
land lediglich eine Anpassung des Abs. 4 an 
das OECD-MA 2017 ausgewählt. Grundle-
gende Änderung bezüglich Art. 5 treten 
durch das MLI somit nicht ein. 
 
Darüber hinaus ist zu beachten, dass Be-
triebsstätten für Zwecke des Fremdver-
gleichsgrundsatzes und der Verrechnungs-
preise weitgehend wie eigenständige und 
unabhängige Unternehmen behandelt 
werden, was zu erheblichen Herausforderun-
gen führen kann (vgl. dazu die  44 Seiten  
Verwaltungsgrundsätze Verrechnungspreise 
vom 21 Juli 2021  m. w. N.). Die Leistungen, 
die die Betriebsstätte vom Mutterhaus erhält, 
müssen zu fremdüblichen Kosten abgerech-
net werden. Dies gilt auch für die  Kostenbe-
lastung der Betriebsstätte durch IT-Leistun-
gen oder allgemeine Overheads des Mutter-
hauses. 
 
 

VI. Fazit 
Das Vorliegen einer Betriebsstätte hängt von 
einer Gesamtschau aller relevanten Um-
stände ab (totallity  of fact) und kann von Fall 
zu Fall unterschiedlich festgelegt oder bewer-
tet werden.  
 
Zudem sind die jeweiligen nationalen Rege-
lungen sowie Doppelbesteuerungsabkom-
men im Blick zu behalten und auszuwerten. 
Für multinationale Unternehmen ist es wich-
tig zu prüfen, welche Rechte und Pflichten in 
den jeweiligen Arbeitsverträgen vereinbart 
sind und welche Tätigkeiten tatsächlich in 
den jeweiligen Ländern ausgeführt werden, 
um einen Überblick über die verschiedenen 
Funktionen der Mitarbeiter zu behalten und 
zu kontrollieren. Besonders zu beachten ist 
dabei, ob Führungspersonen wesentliche 
Teile der Geschäftstätigkeiten eines Unter-
nehmens in einem anderen Land weitestge-
hend unabhängig ausführen. Aber auch 
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einfache Mitarbeiter, die wichtige Aufgaben 
wahrnehmen (die unter Umständen vertrag-
lich nicht festgelegt sind) können das Vorlie-
gen einer Betriebsstätte auslösen. Es bedarf 

folglich einer genauen Planung, um eine un-
freiwillige Besteuerung in den jeweiligen Län-
dern zu vermeiden. 

 

 
Wir hoffen, dass wir Ihnen mit den vorliegenden Informationen behilflich sein konnten.  

Sollten Sie weitere Fragen haben, wenden Sie sich bitte an: 
 

LORENZ & PARTNERS Co., Ltd. 
27th Floor Bangkok City Tower 

179 South Sathorn Road, Bangkok 10120, Thailand 
Tel.: +66 (0) 2-287 1882 

E-Mail: info@lorenz-partners.com  
www.lorenz-partners.com 
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